
sakramentalen Leben eTrSt wieder teilnehmen, wenn bereit
achten:
Finanzausgleich Zugunstien langfristiger pastoraler Planung

1St, seıne Austrittserklärung rückgängig machen un! seınen
Pflichten auch 1n bezug auf die Kirchensteuer wieder nachzu-
kommen. Das tür Härtefälle vorgesehene Recht, Stundung der Der Geschäftsführende Ausschufß des Zentralkomitees der
Erlafß beantragen, bleibt selbstverständlich unberührt. Deutschen Katholiken halt bei der derzeitigen Diskussion
Im Bewußtsein der Tatsache, da{fß sıch bei der Kirchensteuer ber die Höhe der Kırchensteuer für seine Pflicht, auf folgende
u11l Gelder handelt, die VO den Gläubigen aufgebracht WECTI- sachliche Gesichtspunkte hinzuweisen:
den, halten WIr folgende Regelungen sSOWeIlt S$1e nıcht schon Es bedeutet eın Ärgern1s, dafß dıe unterschiedliche Finanzkraft
verwirklicht siınd tür ertorderlich: Die Kırchensteuerzahler der einzelnen Dıiözesen dıie Erfüllung wichtiger Aufgaben 1n
erhalten das Recht, bei der Kırchensteuerfestsetzung Uun! -=-VCI1I- allen Bıstümern ıcht 1n ausreichendem Ma{iße sicherstellt. Das
wendung mitzuwirken. Die kirchlichen Haushaltspläne werden Prinzıp der Solidarität mu{fß auch 1er verwirklicht werden. Das
veröffentlicht und erläutert. Auch soll der tür die Höhe der ertordert eiınen interdiözesanen Finanzausgleich, durch den die
Kırchensteuer mafßgebende Umfang der kirchlichen Aufgaben Kırchensteuermittel aufgestellt werden, daß S1e dem jeweıils
überdacht un! eine weıtschauende, aut mehrere Jahre sıch _ spezifischen Bedarf der einzelnen Diözesen, ber auch der (Gje-
streckende und Schwerpunktaufgaben kirchlichen Dienstes be- samtheit der Diözesen entsprechen.
rücksichtigende Finanzplanung durchgeführt werden. Eine solche Die Aufgaben der Kırche werden 1ın Zukunft autf vielen (Ge=
Planung mu die Funktion der Kırche 1n der heutigen gesell- bieten, insbesondere 1n der Entwicklungshilfe SOWI1e 1mM soz1alen
schaftlichen Wirklichkeit gebührend beachten. Darüber hinaus und kulturellen Dienst der Welt, zunehmen. Die Autfgaben
halten WIr tür notwendig, 1mM Hınblick auf die unterschied- gerade 1ın diesen Bereichen werden L11LUI ann bewältigen se1n,
ıche Fıiınanzkraft der Bıstümer einen ANSCMECSSCHNCHN Fınanzaus- WECI1 eine auf mehrere Jahre sıch erstreckende Finanzplanung
gleich urchzuführen. geschaften wırd urch eine solche Finanzplanung, durch die
An dieser Stelle möchten WIr all denen unNnseren erzlichen ank verantwortliche Beteiligung der remıen des Lajen-
9 die sowohl durch Kirchensteuern W1e auch durch Spenden apostolats der kirchlichen Fınanz- und Vermögensverwal-
Z beigetragen haben un weiterhin Z beitragen, den der Cung, VOTL allem ber durch eine bessere Transparenz der kırch-
Kirche 1n Deutschland und 1n der Welt vielfältig gestellten Auft- lıchen Finanzen wırd die Oftentlichkeit auch yrößeres Ver-

ständnıiıs für den finanziellen Bedarf der Kirche indengaben sSOWeIlt WwW1e möglıich gerecht werden.
Die gegenwärtige Hochkonjunktur ann ach den Erfah-

Gegenüber der Erklärung der Bischöfe bezieht sıch die aun der rTunsch der Finanzpolitik ıcht den Ma{istab abgeben für die
Diskussion die Senkung der Hebesätze hervorgegangene Festsetzung VO  a Hebesätzen, weıl diese eın bestimmtes Steuer-
Stellungnahme des Geschäflsführenden Ausschusses des Zentral- autkommen für eiınen längeren Zeıitraum sicherstellen mussen.
hbomitees Vo August 71969 ausschlie ßlich auf die 71 Eıne Änderung der Hebesätze der Kirchensteuer mu uch 1mM
wärtıg diskutierten praktischen Probleme der Verteilung des Zusammenhang MI1t Überlegungen Z Reform der Einkom-
Kirchensteueraufkommens, der Mitwirkung der La:en und der menstieuer gesehen werden, weıl die Höhe der Kirchensteuer-
Frage der Festsetzung der Hebesätze. In beiden Erklärungen ıst einnahmen VO  — der zukünftigen Gestaltung des Tarıts der FEın-
das Bemühen erkennbar, das gegenwärtıge System als (Janzes kommensteuer abhängt. Eıne Änderung der Hebesätze der
beizubehalten un begründen, Der ınnerhalb des geltenden Kirchensteuer sollte daher ErSstE ann VOISCHOMMEN werden,
5Systems stärker auf e1ine demokratiekonforme Mitsprache der WENN den 1er geNaANNTLEN Voraussetzungen entsprochen worden
Kirchensteuerzahler un auf einen gerechteren birchlichen 1ST

roblemberichte Zeitgeschehen
Z’ur Dıiskussion die Kirchensteuer
Dıie Kırchensteuer bıldert gegenwärtig sowohl 1mM inner- aktuell, das SCnHh un tun, was S1e ihres Auf-
kirchlichen Bereich als auch ın der allgemeinen vesell- wiıllen Iun S1C] verpflichtet wı1ssen (vgl epd-Do-chaftlichen Auseinandersetzung einen Gegenstand leb- kumentation, 69)hafter Diskussion. Im Grunde andelt sıch dabej
Wwe1l Problemkreise: einmal die staatsrechtlichen un Staatskıirchenrechtliche Fragenstaatskırchenrechtlichen Fragen, die zumeıst, W E1 auch
unausgesprochen, MI1It rechtspolıtischen Zielvorstellungen Von der staatlichen Rechtsordnung her können 1im Kır-
verknüpft werden: einen zweıten Problemkreis bilden die chensteuerwesen LLUTr staatlich-rechtliche Gründe VO  S Be-
innerkirchlichen Fragen nach der kirchlichen Recht- deutung se1n. Innerkirchlich geht die Frage, ob
fertigung un der pastoralen Angemessenheit des ın der theologisch legitim 1St, da die Bıstümer 1n der Bundes-
Bundesrepublik bestehenden Kirchensteuerwesens. Dabei republik Deutschland die Kirchensteuer als Konkretisie-
kann nıcht verkannt werden, da{fß die Kiırchensteuerfrage rung des 1n Can 1496 des Codex Jurıs Canonicı SCIE-1ın einzelnen reısen un: Gruppen nıcht selten auch als gelten kırchlichen Abgabewesens ın Anspruch nehmen.
Vorwand antıkirchlicher Polemik funglert. In diesem Ist die Kirchensteuer mıiıt der staatlıchen RechtsordnungInn wırd I1  a} Hammer, den Präsıdenten der Kır- vereinbar, heißt das noch nıcht, da{fßs S1e auch theolo-
chenkanzle; der EKD, auch WEeNn seiıne AÄrgumente oisch legitimiert 1St, W1e€e umgekehrt dıe iınnerkirchliche
einiges überzogen scheinen, nıcht ganz wıderlegen können, Legıtimation ebensowenig die staatlich-rechtliche Ange-der 1n einem epd-Interview 1m Aprıil 1969 erklärt hat, da{fß messenheit ımplizıert. Di1e Frage nach der Kiırchensteuer
sıch die AÄngrifte 1m Grunde überhaupt nıcht die kann daher VO':  w Wel Ausgangspunkten her yestellt un
Kırchensteuer, sondern eigentlıch die Kirchen selbst erortert werden: dem der staatlıch-rechtlichen Ordnungriıchten, VOT allem ıhr Bestreben, unabhängig VO  a} un dem der innerkirchlichen Gründe der Gegen-den Jjeweıligen Tagesströmungen, aber doch onkret un: gründe.
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Kennzeichnend für die Auseinandersetzung um die Kır- w 1e s1ie 1mM Grundgesetz statulert ist, nıcht NUuUr VO

chensteuer sınd tolgende Vorgänge: Diskutanten außerhalb der Kırche, sondern auch VO'  e

theologischer Seıite oft ignoriert wird. Damıt werdenAm September 1969 erschien 1n den Zeıtungen der
Bundesrepublik Deutschland tolgende Anzeıge: „Die Zielvorstellungen verfolgt, die verfassungspolitisch Jeg1-
FE.D 1St für den Staat, für die Kırche, aber die tım se1in mOgen, die ber verfassungsrechtlich 1m Grund-

ZESCETZ keinerle1 Stütze iinden Man begegnet a derstaatlıche Kıiıirchensteuer.“ Am gleichen Tag eschlo{fß der
Kirchensteuerbeirat des Bıstums ünster, auch 1 Jahr Behauptung, die Verfassungsgarantıie der Steuererhebung
1970 den Hebesatz für die Kırchensteuer be1 10 9/0 der durch die Religionsgemeinschaften stehe ın einem Vel-

eckten Widerspruch dem System des Grundgesetzes.Einkommen(lohn)steuer belassen. Der Mınıisterpräsi-
dent des Landes Nordrhein-Westfalen, Kühn, kündigte Die Vertreter dieser Ansıcht möchten liebsten den
wen1g spater in eıner Presseerklärung A} daß die tür 1970 staatlichen Kirchensteuereinzug als ein verfassungswidri1-
beschlossenen Hebesätze nıcht beanstandet würden un:! SCS Vertfassungsprivileg darstellen (sO der Frankfurter
tührte grundsätzlich AUSE un Anbetracht der Tatsache, Rechtsanwalt Heinze 1ın der „Zeıtschrift für Rechtspoli-
da{fß die Kirchen AUS ıhrem Kırchensteuerautkommen zahl- (IKS Heft 5/1969, { AÄhnliche AÄußerungen sollten

als Zeichen starker Interessengegensäatze werdenrel  e soz1ale Werke finanzıeren un damıt ıne wichtige
gesellschaftlıche Aufgabe erfüllen, die On VO Staat SC- un: tür die steuerberechtigten Kirchen Anlaß se1ın, die
tragen werden mülßßste, bedarf das Kirchensteuerproblem Berechtigung iıhrer verfassungsrechtlichen Stellung durch

Erfüllung des VO ıhnen erwarteten Dienstes 1ın der —einer nıcht auf Emotionen un Polemik geriıchteten, SOT1-

dern sachgerechten Erörterung, be] der die Rolle des Staa- dernen pluralen Gesellschafl nachzuwelılsen. Der Bonner
tes entsprechend den Jandesgesetzliıchen Bestimmungen Staatsrechtslehrer Scheuner Sagt hierzu, das Grund-

ZESCTIZ lege „dıe Relation Staat un Religionsgemeinschaf-darın besteht, VOT der törmlichen ‚Anerkennung‘ der Kır-
chensteuerhebesätze die Haushaltspläne der Kırchen ten nıcht 1mM laızıstischen Sınne voller Irennung, sondern
prüfen“ (Presseerklärung VO 11 69) Der Kirchen- einer Sonderung Erhaltung gew1sser Sffentlich-recht-
steuerbeirat der 1O0zese Münster lehnte 1n einer Presse- lıcher Positionen (die uch anderwärts bei Verbänden,
information VO Dezember 1969 das 1in der enannten iın der Berufausbildung, kennt) fest“ (vgl „Zeıt-
Presseerklärung uch anderer Stelle VO'  3 der Landes- schriıft für Rechtspolitik“, Heft 9/1969, 195
regıerung beanspruchte Recht, prüfen, „ob die Aus-
gabenansätze dem vertretbaren Bedartf entsprechen“, als AÄrgumente der Kirchensteuergegnerunzulässige Einmischung 1n das verfassungsrechtlich HA
rantıerte Selbstverwaltungsrecht der Kirchen aAb Die Gegner der Kirchensteuer, die das kirchliche Be-
Im staatlich-rechtlichen bzw. 1m staatskirchenrechtlichen steuerungsrecht AUS rechtlıchen Gründen beseitigen wollen,

bedienen sıch IWa folgender Argumente: Das Instıtut derBereich 1St die Auseinandersetzung die Kirchen-
Steuer auf das bezeichnende Phänomen se1l VOrLWCS hin- Kırchensteuer verstoße die weltanschauliche Neu-
vewlesen VOT allem eın Streıt Rechtsfragen Or- tralität des Staates un: das Gebot der Trennung

VO  a} Staat und Kırche Dabei WIr: speziell Artikel Absden Die 1n den etzten Jahren sıch verstärkt zeigenden
Bestrebungen die Abschaffung der Kirchensteuer MÜUS= des Grundgesetzes („Die Freiheit des Glaubens, des Ge-
sen ohl auch 1m Zusammenhang MIt anderen Angriffen 1sSsens un: die Freiheit des relig1ösen un weltanschau-

lichen Bekenntnisses sınd unverletzlich“) als Ausgangs-SC  Q welıtere Berührungspunkte VO  a Staat un!: Kırche
gesehen werden. War steht dıe Kirchensteuer 1m Vorder- LOTINN gewählt, die angeblıch ine Heranziehung FZ 0Un Kır-
grund der Debatte: miıt Ühnlicher Begründung, MI1t der dıe chensteuer verbiete. Die Vertreter dieser Ansıcht legen

dabe1 die negatıve Komponente des Grundrechts der 11 -Abschaffung der Kirchensteuer verlangt wiırd, werden
1aber auch Da die theologischen Fakultäten der Aat- dividuellen Religionsfreiheit EXTEeNS1IV AaUs, daß 1n
lıchen Hochschulen un: der Religionsunterricht als Ordent- konsequenter Vertolgung ıhres Gedankengangs dıe ın

Art 140 verankerte verfassungsrechtliche Stellunglıches Lehrfach öffentlichen Schulen ın Frage gvestellt
un: ıhre Beseitigung als volle Verwirklichung der TIren- der Religionsgesellschatten mıinımalisiert wiırd. Von dieser
nung VO  - Staat Uun:! Kırche gefordert. AIl das SIN disku- Grundkonzeption Aaus wird dann nıcht ohne Konsequenz

das Besteuerungsrecht der Kırchen, insbesondere die Ver-table Fragen sowohl verfassungs-, Ww1e kirchen-
politischen Gesichtspunkten. Nırgends steht geschrieben, pflichtung der Arbeitgeber DA Abzug der Kirchenlohn-
da{ß über den Staat eingetriebene Kirchenbeiträge, be- SteuUer, un die Verknüpfung der Beendigung der Kirchen-
kenntnisgebundener Religionsunterricht 1n der Schule oder steuerpflicht mi1t dem Kırchenaustritt iın Frage gestellt.
kontessionelle theologische Fakultäten 1n jeder Hınsicht Dem rechtlichen Pro un Contra dieser Probleme raucht
un: 1ın jeder geschichtlichen Sıtuation der adaquate Aus- nıcht 1mM einzelnen nachgegangen werden. An der Kır-
druck einer VO  a beiden Seıiten wünschbaren der Sal chensteuerfrage wırd jedoch eın Zentralproblem der
timalen kirchlich-staatlichen Kooperatıon 1m Dienst VO  } dernen Demokratie erkennbar, nämlıch das Verhältnis des
Glaube un: Gesellschaft sind. Andere Lösungen sind mMOg- Staates den soz1alen Gruppen untereinander, denen
lıch, un x1Dt S1e ın anderen Ländern Ja auch Man wird die Religionsgemeinschaften, insbesondere dıe Kırchen,
deswegen 1n der Diskussion billigerweise nıcht ausschlie{s- abhängıg VO  a ıhrem esonderen verfassungsrechtlıch NCiı=-

ıch die deutsche Sıtuation DU Maßstab nehmen. Das gilt ankerten Status, Z7z5ä5hlen sind. Die Anhänger eıiner radı-
auch dann, WEn 111  : sıch bewuft 1St, da zunehmend kaleren Trennung übersehen, da{ß die Abdrängung der
aktivere Kreise x1bt, die 1ın fast sektiererischem FEitfer über Religionsgemeinschaften 1n den prıvaten Bereich einer \
einer Entflechtung der S UGS mıxtae“ eiıner chemisch dernen Auffassung VO  . der Struktur her der pluralıisti-
reinen Trennung VO Kırche un! Staat deswegen kommen schen Gesellschaftsordnung widerspricht. In der Ordnung
wollen, weıl ıhnen jeder Oftentlichkeitsbezug der Kirche des Grundgesetzes werden soz1iale Gruppen, die für das
eın Dorn 1m Auge 1St. Es 1St ber eın Spezifikum CGGanze bedeutsam sınd, anerkannt un! mıiıt verfassungs-
dieser Dıiıskussion, dafß die eindeutige Verfassungslage, rechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Posıtionen UuSSC-
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GALtel: Wıe Scheuner dieser verfassungsrechtlichen chenbegriff begründen, da ıne „arme“ Kirche glaubwür-Frage schreibt, erkennt der Staat „damit die bedeutsamen diger un: wahrhaftiger erscheine, 1St heute gerade 1mMVerbindungen seiner Bürger 1mM öftentlichen Bereich innerkirchlichen Raum die Bereıitschaft festzustellen, dieund kann dies auch 1n der Form der Gewähr jeweıils - theologische Problematik der Kirchensteuer durch-
SEMESSCHNCI öffentlich-rechtlicher Vorrechte (z Ten- denken. In diesem Zusammenhang geht auch dienahme Verfassungsleben, Tarıfhoheit, Miıtwirkungs- Aussagen des oft angeführten Abschnitts der Pastoral-rechte) fu  3 Nur durch ıne solche Einbeziehung der — konstitution, 1N dem das Konzıl feststellt, dafß das Ir-7z1alen Gruppen 1n den öftentlichen un:! gegebenenfalls dıische un: das, W dsS onkreten Menschen diese Weltauch öftentlich-rechtlichen Bereıch kann iıne Rechtsord- übersteigt, CNS mıteinander verbunden selen un die
NUuNngs ın der Gegenwart der Struktur der pluralistischen Kıirche selbst sıch des Zeıitlichen bediene, SOWeIlt ihreGesellschaft gerecht werden, die nıcht allein 1ne Summe eigene Sendung ertordere. Dabej S1e jedoch ihre
VO  —$ Individuen, sondern ine organısıerte, ıne Gruppen- Hoffnung nıcht auf Priviılegien, die ıhr Von der Aat-gesellschaft 1St  CC Scheuner, „Zeıtschrift tür Rechtspoli- lichen Autorität angeboten werden. Sie werde Ö  9 WwW1eIR Heft 9/1969, 1976) Dem Grundgesetz liegt nıcht die das Konzıil SagtT, aut dıie Ausübung VO  3 Jegitim ÖOT-Konzeption einer absoluten Neutralıtät un:! Egalıtät - benen Rechten verzıichten, WenNnn reststehe, daß durchgrunde, die 1ın der Übersteigerung der negatıven Kompo- deren Inanspruchnahme die Lauterkeit ihres Zeugnisses iınder individuellen Religionsfreiheit die staatskir- Frage vestellt sel, oder WEeNnN veräiänderte Lebensverhält-chen-rechtliche Ordnung des Grundgesetzes mınımali- nısse iıne andere Regelung ertordern. Unter Berufung aufsieren und zurückzudrängen sucht. Das relig1öse un! diese Stelle der Pastoralkonstitution wırd häufig die Meı1-kırchliche Leben mu{fß gerade als Aktualisierung SO- NU1NS VeLtLLELEN, da{fß auch die Kirchensteuer den dortnaler Freiheit verstanden werden, die dem demo- ENANNTEN „Privilegien“ rechnen sel. Dabe:i wırd aller-kratischen Gemeinwesen ın der Gewährleistung der Re- dings oft nıcht genügend bedacht, dafß die Kirchensteuer
ligionsfreiheıit wesentlich Lun 1St Hesse, Freie Kıiırche nıcht eın Ausnahmerecht 1mM Sınn des Kanonischen Rechts,1m demokratischen Gemeinwesen, „Zeıtschrift für Van- sondern ıne legitime, VO demokratisch legitimiertengelısches Kirchenrecht“, Bd D 1964/65, 55). Wıe der Verfassungsgeber allen Religionsgemeinschaften, die KÖÖr-
Freiburger Staatskirchenrechtler Hollerbach 1n seinem perschaften des öftentlichen Rechts sınd, verliehene Ver-Reterat „Die Kırchen dem Grundgesetz“ VOT der Tassungsgarantie ISt.
Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer ın Frankfurt Auch der Vorwurf, der vornehmlich VO  am} innerkirch-Maın 1967 ausgeführt hat, kann der Staat dieser De- lichen Gegnern der Kırchensteuer vor  r  en wiırd, durchmokratie die gewährten Freiheiten nıcht völlig sıch selbst das geltende Kirchensteuersystem werde „die Lauterkeitüberlassen. Er kann sıch seiner Freiheitlichkeit wiıllen des Zeugnisses der Kırche 1n Frage gestellt“, bedürfte mın-nıcht der Aufgabe entziehen, die Freiheiten auch StUt- destens einer yew1ssen Dıfferenzierung. In dem Vorwurt
zen un! s1ie effizient werden lassen. Das gılt insbeson- steckt sıcher eın wahrer Kern Von einiger Aktualıität, 1N-ere für den nıcht auf ökonomische acht abgestützten sotern das deutsche kirchliche Abgabensystem die Kırchengeistig-kulturellen Sektor. Es se1 deshalb nıcht 1Ur ine der Verantwortung entheben kann, mıiıt yroßen finan-Entscheidung der posıtıven Vertassung, sondern entbehre 7ziellen Aufwendungen verbundene pastorale Vorhabenauch nıcht der sachlichen Rechtfertigung, WEeNnNn der Staat autf ihren Rang un: ihre Vordringlichkeit der 1e1l-1ın der Lage 1St, gyerade gelstige Kräfte Öördern un zahl der VO  w der Kırche 1m Glaubensdienst der Gesell-darunter die Kirchen als „Iräger eines geistigen Auiftrags chaft übernehmenden Aufgaben überprüfen.Menschen“ besonders berücksichtigen (vgl Hol- Die deutschen Bischöfe scheinen 1ın iıhrer Jüngsten Erklä-erbach IM Veröffentlichungen der Vereinigung der Deut- TIung Fragen des kırchlichen Finanzwesens (vgl dsschen Staatsrechtslehrer, Heft Z6 Berlin 1968, { Heft, 50) diesem Aspekt uch Rechnung tragen,;Wıe Hollerbach hierbei bemerkt, dürfen die Präterenzen WenNnn s1e siıch nıcht 11UT für die Oftenlegung un Haushalts-und Privilegien ıin der Demokratie eın ZEeW1SSES, treıilich planung, tür dıe Beteiligung des Kirchensteuerzahlers bei1im einzelnen schwer bestimmbares Ma{iß nıcht überschrei- der Festsetzung der Hebesätze un bei der Verwendungten? „Übermaßprivilegien bedrohen Entwicklung un: 3E des Kırchensteueraufkommens un: tür einen interdiözesa-bensfähigkeit der Demokratie, S1e kehren sıch zuletzt g- LE Fınanzausgleich aussprechen, sondern auch verlangen,SCHh den Privilegierten selbst.“ Wenn uch das gel- dafß der tür die Ööhe der Kırchensteuer maißßgebendetende Kırchensteuerrecht grundsätzliche, durchgreifende Umfang der kırchlichen Aufgaben überdacht un: ıneBedenken AaUSs dem posıtıven Recht nıcht erhoben werden den Schwerpunktaufgaben kırchlichen Dien-können (vgl Hollerbach, Sa O., 88);, haben die Kır- stes“ Orlıentierte langfristige Finanzplanung geschaffenchen doch 1ın ständıger Gewissenserforschung nach werde.ihrem Standort 1n dem modernen, dem gesellschaftlichen Allerdings bieten, W1€ Erfahrungen während der etztenPluralismus verpflichteten Staat Iragen. Jahrzehnte zeıgen, auch andere Kirchenbeitragssysteme

keine Garantıe pastorale Lässıgkeıit un tür größere
kirchliche Planungsflexibilität. Zudem lassen sıch ineDie Frage derl hirchlichen Legıtimation
Reihe VO  S praktischen Überlegungen ZUgUNStieEN des deut-

Die Vorifrage nach dem gesellschaftlichen Standort der schen Systems anstellen, die auch VO  e} den Bischöten 1n
Kırchen scheint inzwiıschen genügend reflektiert un: auch ihrer Erklärung ZU Thema Kirchensteuer SCNANNT WelI-beantwortet se1n. Dagegen bedarf das Problem der den Das gegenwärtige Kırchensteuersystem verwirkliche
kirchlichen Legitimität der Einschaltung des Staates 1n das „1In der Verteilung der Lasten weıtgehend das Prinzıp der
kirchliche Finanzwesen siıcher noch der weıteren Klärung. Gerechtigkeit, dem sıch gyerade die Kirche verpflichtetAbgesehen VO den Vertretern einer radikalen Rıchtung, weıifßß“. Es ewahre die Kıiırche bei der Erfüllung ıhrer Aut-die iıne völlige Abschaffung der Kırchensteuer ordern gaben S AVICDI- Abhängigkeiten VOon Interessengruppen“ un:
und dieses Verlangen mMi1it einem betont spirıtuellen Kır- mache s1e treier für den ıhr aufgetragenen Dıienst. Auch

83



die weıteren Hınweise der Bischöte, dıe Kirchensteuer iıhrer heilsgeschichtlichen Aufgabe un der gemeı1n-
garantıere den kirchlichen Angestellten un ihren. Famı- Verantwortung VO Kırche un: Staat tür die
lien dıe notwendige Existenzsicherheit un: Da Verwal- menschliche Gesellschaft prüfen. Theologisch gesehen,
tungskosten, wırd INa  =) als ein planerischen Gesichts- sind, wWw1e Böckle weıter erläutert, dıe beiden Größen ın
punkten Jegitimes Argument akzeptieren mussen. ıhrem gyegenseıltigen Dienst nıcht trennbar, weıl letztlich
Immerhin tällt e1n bezeichnendes Licht sowohl auf den auch ın der ethischen Wıirklichkeit un: ıhrer gesellschaft-
Kontext langfristiger kırchlicher Finanzplanung W1e€e auf lıchen Gestaltung eın Zusammenhang 7zwıschen Weltge-
den Stand der verfassungspolitischen Diskussion über das schichte und Heilsgeschichte estehe. Wıe der Staat den
Kirchensteuerthema 1n der Bundesrepublik, WE INa  S konstitutıven Beıitrag der Kirche er wAarte un brauche,
1m Protokaoll eıner ausschließlich miıt Finanziragen be- rauche auch die Kırche Z UT Ertüllung hrer Aufgaben
taßten gesamtafirıkanischen Bischofsversammlung VO den staatlıchen Raum als Sıcherung un Stütze. Dieses An-
Herbst vorıgen Jahres lıest: Deutschland WUr:  de WAar viel gewlesense1ın der Kırche auf den Staat dürte nıcht durch
heltfen. Man könne mıiıt der Beibehaltung des dortigen eıne alsche Spiritualisierung aufgeweıcht werden. Auch
Kırchensteuersystems noch fünf Jahre rechnen. Dann 1aber iıne Ha Kırche als zeitgemäßer un Jegıtımer Ausdruck
musse INa  =) andere Quellen erschließen und entsprechend der Wıiırklichkeit Christı, dıe S1e präsentiere, dürte
vorplanen. Vermutlich räuchte iINan aber nıcht einmal dieser Zeichenhaftigkeit willen nıcht auf ıhr gesellschaft-
atrıkanısche Impressionen herbeizuholen. Auch dıe VeEI- lıches Fundament verzichten. Denn S1e ebe 1n einer Ze1t-
S  1edenen Laienaktivitäten einschlie{ßlich des deutschen geschichtlichen Ordnung un edürfe daher dieser Zze1lt-
katholischen Verbandswesens un: des NECU aufblühenden geschichtlichen Ordnung als Prägefeld un Hintergrund
kırchlichen Pluralismus müfßten bei anderen Abgabe- tfür ihre wesensgemäfßen Aufgaben (vgl Böckle, ©:

möglıcherweıse umdısponıieren. 5. 45)
Betrachtet IN  - auf dem Hintergrund dieser grundsätz-
lıchen Überlegungen die Kırchensteuer als kırchenspezi-INne notwendige Unterscheidung fısches Problem, kann S1e urchaus als legitim angesehen
werden, ohne da{ß ihr natürlich gleichsam Unabding-Be1 der Bıirchlichen Begründung der Kırchensteuer siınd arkeit zukommen mußÖte. Sotern die geschichtlicheWwel Fragen unterscheiden. Zunächst stellt sıch die

Frage nach der theologischen Zulässigkeıit, eın kırchliches Sıtuationsbedingtheit dem nıcht entgegensteht, kann daher
AaUS theologischer Sıcht eın Zusammenwirken VO:  S StaatAbgabensystem einzuführen, das 1n der Form eıner Steuer und Kırche auch 1m Bereich der Kiırchensteuer als durch-1m staatsrechtlichen Sınn konstitulert 1St un: iıne gyeme1n-

Same Angelegenheit VO'  e} Staat un: Kırche darstellt un AUS Jegıtım angesehen werden. Prinzıipiell 1St daher —

der dıe Ablehnung noch dıe Beibehaltung des gegenwar-die Hilfeleistung des Staates AT Steuereinziehung - tıgen kırchlichen Abgabensystems 1n der konkreten Form
Zunsten der Kırche vorsieht. An Zzayeıter Stelle erhebt sıch
dıe Frage, 1n welchem Ma{iß die einzelnen Kirchenmitglie- der Kiırchensteuer gefordert. Dıie Frage 1St nach den

jeweılıgen gesellschaftlichen un: politischen Verhältnissender verpflichtet sınd, iıhrer kırchlich gebotenen Abgabe- Zzu beurteilen.pflicht iın der rechtlich konkretisierten Form der Kırchen-
steuer nachzukommen.

Kırchensteuer und KirchenaustrittDıie Frage nach der „theologischen“ Zulässigkeit des Za
sammenwirken VO'  s Staat un: Kıirche stellt sıch nıcht
allein be] der Kirchensteuer. Sıe stellt sıch allgemeın ach den derzeit gyültigen Kirchensteuergesetzen 1St iıne

Beendigung der Kirchensteuerpflicht 1LLUL durch einen VOLun grundsätzlich bereıts se1it der eıt der Urkirche.
Der Bonner Moraltheologe Böckle hat dazu test- den staatliıchen Behörden erklärten Kırchenaustritt mÖg-
gestellt, der unıverselle, 1n der Person Jesu manıtestierte ıch Eınıiıge Gerichte hatten 1n Jüngster eit über Erklä-

rungen befinden, denen der Zusatz beigefügt WAafrT, da{fßHerrschaftsanspruch (sottes un: dıe 1n seiner Verkün-
digung artıkulierte ganzheitliche Inanspruchnahme des die Austrittserklärung sıch 11UT auf die betreftende D)1-
christlichen Ethos ständen Z rechtmäßigen, WE auch Ozese als kirchensteuerberechtigte Ööffentlich-rechtliche
ımmer NUur relatıven Autonomıie der iırdischen Wirkliıch- Körperschaft beziehen solle, nıcht jedoch auf die Zuge-
keiten 1ın einer dialektischen Spannung, die n1e Zanz auf- hörıgkeit 7A0 06 katholischen Kirche als Glaubensgemein-
vehoben werden könne. Aus dem Gesamtzusammenhang schaft, der der den Austritt Erklärende weiıterhin

gehören wolle Dıie Bereitschaft, freiwillig weiterhinder Heılıgen Schrift lıefße sıch dem Verhältnis Kirche
Staat keıne prinzipielle „Feindschaft“ postulieren. Mar den finanziellen Lasten der Kirche beizutragen, wurde
habe Jesus den radikalen Beziehungsgegensatz des „MHEUCH darüber hinaus ausdrücklich betont.
Reiches“ SAr Welt un iıhren Ansprüchen verdeutlicht. Er Die hier sichtbar werdende Problematik zeigt Sld'l auch
verkünde 1ın „1ronischem Parallelismus“, der dıie Anders- 1n dem Aufsatz VO Nell-Breuning „Kirchensteuer
artıgkeıit verdeutliche, den prinzipiellen Vorrang der un: Kirchenmitgliedschaft“ („Stimmen der Zeıt“, 1969,
Herrschaft Gottes, der aber die posıtıve Beziehung 7 W1- Heft U 309( W CI111 dort vorgeschlagen wiırd, die Er-
schen Kırche un Staat nıcht autfhebe. Das gegenselt1ge klärung des Kirchenaustritts 1LUFr als erklärten Wiıder-
Verhältnis VO Kirche un: Staat erweıse sich damıt inner- spruch den staatlıchen Kirchensteuereinzug aufzu-
halb der praktischen Konsequenz 1m Dienst beider (GrÖö- tassen. In dieselbe Rıchtung weIlst auch der Autfsatz des
en aneinander (Kırche Staat Gesellschaft: Theo- emeriıtierten Bonner Kanonisten Barıon „Dıie relig10ns-
logische Bemerkungen ihrem Verhältnis, 1n ssener rechtliche Problematıik der katholischen Kirchensteuer“,
Gespräche Z Thema Staat un Kirche, Heft Z unster der sıch dagegen wendet, da{fß der staatliche Zwang dem
1969, S. 421.). Kirchenmitglied „das Recht VEISAHC, die Rechtswirkung
Der Dienst des Staates der Kirche, der über alle tak- se1nes Bekenntnisses ıhr hinsıchtlich der Kirchensteuer-
tisch un taktısch rechtlichen Überlegungen hınaus be- pflicht nach eiıgenem Ermessen, unabhängig VO' At-

dacht werden muÄß, 1St; WwW1e Böckle betont, konkret lıchen Eingrift, gestalten“ („Die Ööftentliche Verwal-
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“  tung”, 6D Es wırd dabei durchweg auf nıcht Keine bedingungslose Unterwerfungniher motivierte Konflikrtfälle hıingewiesen, 1n denen eın
Kirchenmitglied sıch War überzeugt Christus un Die Lösung der Konfliktfälle bringt etztlich nıcht der
seiner Kırche bekennt, aber gleichzeitig ZU Ausdruck Kirchenaustritt ZUur Befreiung VO  a} der Kırchensteuer-
bringt, daß dieses Bekenntnis Zur Kırche die Beteiligung pflicht, der, unabhängıg davon, Aaus welchen otıven

den finanziellen Lasten der Kırche 1n der onkreten erklärt wiırd, die öftentlich bekundete Loslösung VO  e der
Form der Kirchensteuer nıcht einschließe. In diesem ag Kırche un die Aufkündigung der Solidarität mıiıt der Ge:=-
sammenhang wırd uch SErn auf das Problem der 50 meıinschaft der Gläubigen bedeutet. Andererseits 1St aber
Randchristen, derjenigen Kirchenmitglieder hin- keineswegs 1ine bedingungslose Unterwerftfung die
gewlesen, die War die Kirche nıcht verlassen haben un Kirchensteuer gefordert.ein noch ırgendwiıe gEeAarTLETES Bekenntnis ZUur Kırche auf- Zunächst 1St nıcht 1LLUTr legitim, sondern erwünscht un:rechterhalten, aber doch sıch selbst nıcht mehr als OE zweckmäßıig, da{fß die kırchliche Abgabenordnung, diemitglieder 1ın der Gemeinschaft der Gläubigen empfinden. 1N den Bıstümern der Bundesrepublik 1ın der Form der
Dıie Besteuerung dieser der Kirche nıcht mehr ex1istentiell Kırchensteuer konkretisiert ist, 1mM oftenen Dialog erortertverbundenen Glieder se1l auch, weıl iıhre relig1öse Einstel- un: ıhre Vor- un: Nachteile kritisch geprüft werden.lung nıcht beachtend, als Beeinträchtigung iıhrer relig1ösen Diese selbstverständliche Möglichkeit, die auch Als SINN-Freiheit anzusehen. voll un notwendig erkannt werden ollte, reicht aber
Dıie Antwort auf diesen Sachverhalt älßt sıch nıcht oder nıcht AaUS un wiıird den ENANNTEN Konfliktfällen mMOg-nıcht allein daraus herleiten, ob die relig1öse Freiheit 1mM licherweise nıcht gerecht. Dadurch, da{ß die Gläubigen als
Einzeltall iıhrem Wesen nach durch die Unterwerfung Kirchensteuerpflichtige selbst das Recht der Miıtbestim-

dıe Kirchensteuer beeinträchtigt wırd der nıcht. INUuNng über die Kirchensteuerfestsetzung un -VC1I WEeENN-
Eıne ısolıerte Betrachtung der Forderung relıg1öser Freı1i- dung durch VO  3 ihnen vewählte Kirchensteuervertretun-heit spirıtualisiert un verabsolutiert tälschlich die Frage-
stellung. Es 1St ıne unbestrittene Pflicht aller Kirchenmit- SCH wahrnehmen können, 1St eın der Mitgliedschaftspflicht

korrespondierendes Mitgliedschaftsrecht gyegeben. Das be-ylieder, der Kirche ZUrF Erfüllung ihrer Aufgaben die NOL- deutet Treilich, da{(ß dıe Diözesanleitungen alles 1ın ihrenwendıgen materiellen Miıttel ZUr Verfügung stellen.
Diese moralısche Pflicht 1St ein selbstverständlicher Grund-

Kräften Stehende LunNn, da{ß diese Beschlußgremien, auch
soz10logisch yesehen, ine echte Repräsentanz der Kırchen-

SatZ, der 1mM Bereich jeder soz1alen Gruppierung oilt, — steuerzahler der einzelnen Diözesen siınd. Ist auch dertern s$1e sıch ZAUÜT: Erreichung gemeiınsamer Ziele ıne W1e Demokratiebegriff 1m 1nnn des staatlıchen Rechts auf dieauch immer verfaßte rechtliche Ordnung gegeben hat Wer Kıirche Christi nıcht voll übertragbar, 1St doch ohl 1mGlied einer Gemeinschaft 1St, kann sıch nıcht VOIN der zel- ökonomisch-finanziellen Bereıch die Einhaltung desstıgen un! materiellen Verantwortung für den Auftrag
dieser Gemeıinschaft dispensieren. Das Glied der Kırche,

hierarchischen Prinzıps kaum unabdingbare Notwendig-
keıt, zumal sıch be] der Kirchensteuer Gelder han-das sıch ihr bekennt, ekennt siıch damıt auch OoOLwen- delt, die VO  3 den Gläubigen aufgebracht werden. Proble-digerweise ZUrFLF Gemeıinschaft der Gläubigen. Dıie deutschen

Bischöfe außerten sıch den vorhın erwähnten Erklärun-
matıisch 1St aber ohl die VO'  3 Barıon aufgestellte These,
da{ß die Kirchensteuerbeschlüsse, verfassungskonformSCn diesem Punkt unmifßverständlich. Eın solches Ver- se1n, durch demokratisch gewählte Organe gefaßt se1nhalten lasse sıch 1LUFr erkliären Aaus einem alschen, die volle MUuSSeEN (vgl „Die öftentliche Verwaltung“, 1969Wırklichkeit nıcht ertassenden Kirchenverständnis. Es Wıe AaUS dem Urteil des Bundesfinanzhofes VOlasse die Verantwortung vermıssen, dıe einem jeden Chri- 28 1969 „Neue Juristische Wochenschrift“, 1969,Sten für das Ganze auferlegt ISt. „Der katholische Christ, 2031 tolgern 1St; 1St die Errichtung VOonNn Kırchen-der VOT den staatliıchen Behörden seiınen Kirchenaustritt steuergremıen keine staatskırchenrechtliche Notwendig-erklärt und sıch auf diese Weıse der Besteuerung entzieht, keit. Dieses oberste Gericht stellt Hervorhebung desverletzt damıt VOTL der Oftentlichkeit UNSGCHEI: Gesellschaft verfassungsrechtlichen Grundsatzes;, da{ß die Kırchen iıhredie yebotene Solidarität 1n grober Weıse, da{ß die kırch-

lıche Gemeinschaft dies keinen Umständen hinneh- Angelegenheiten selbständig ordnen un: verwalten, fest,
dafß die Gestaltung der Grundordnung der Religions-Inen darf An der Gemeinschaftwidrigkeit dieses Verhal- gesellschaften deren eigene Angelegenheit sel. Auf der

tens kann uch eın dıe Austrittserklärung einschränkender
Zusatz nıchts andern.

anderen Seıite bildet die Einführung VO  ; Beschlußgremien
ZAUTE Ermöglichung der Mitbestimmung der Gläubigen ber

Dem steht nıcht egCN, daß eın Kirchenmitglied nıcht dıie Kıiırchensteuer aber, Bırchlich gesehen, ein gewichtigesalle Konkretisierungen dieser uch sıchtbaren, 1n Raum Korrektiv dar, das 1mM Hiınblick autf den Charakter
und elit ebenden Gemeıinschaft für unabänderlich hält; der Kirchensteuer als Ausdruck der ZuUur Solidarıität VeLr-
konkret heißt das, da{fß das geltende Kirchensteuer- pflichteten Gemeinschaft der Gläubigen als notwendig CI -
SYyStem durchaus miıßbilligen kann. Die Frage der richtigen kannt werden mu{fß Durch die Errichtung VO  Z yewähltenErfüllung der Beıtragspflicht 1St keine Frage des kırch- Beschlußgremien 1n den baden-württembergischen, baye-lichen Glaubensbekenntnisses, S1€e 1St aber ıne Frage der rischen und nordrhein-westfälischen Diözesen, denen die
konkreten Ordnung der 1N diesem Bekenntnis 11- Bestimmung s  ber Ööhe un Verwendung der Kirchen-
geschlossenen Gemeinschaft der Gläubigen, also der Kırche steuermıittel übertragen 1St;, können SOmMIt die Kırchen-
Wer die Kırche als Bekenntnisgemeinschaft, ber eben als miıtglieder über diese remıen auf die EntscheidungenGemeinschaft, begreift, kann, WEeNn die Solidarität g- über die Kıiırchensteuer Einfluß gewınnen. „Daraus tolgtgenüber der Gemeinschaft nıcht grundsätzlich 1n Frage dann aber auch die Verpflichtung der grundsätzlichentellen will, nıcht die durch die zuständigen kırchlichen Bereıitschaft, mehrheitliche Entscheidungen dieser Gre-

mıen anzuerkennen. Die Alternative ware eXzess1IverUrgane Jeweıls restgelegte Art un Weıse der Erfüllungdıeser Beitragspflicht für sıch eintach als unverbindlich Subjektivismus Marre Bl Kırchensteuerpflichterklären. un: Kirchenmitgliedschaft, „Publik“, 69) Da{fß
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R”

arüber hinaus die subjektiven Ursachen mancher Ver- den mussen, 1St ıne Selbstverständlichkeit. Zuzugeben 1St
argerungen un Gegenposıtionen, Uneinheitlichkeit auch, dafß die Kirchen die Notwendigkeit einer geschickten
der Hebesätze, ungenügende Oftentlichkeitsarbeit über „Werbung“ offensichtlich noch nıcht genügend erkannt
das kirchliche Fınanz- un: Haushaltswesen, beseltigt WOI- haben

Was z ird A4AUS$S der Grundschule 2
Nach dem 7zweıten Weltkrieg wurden 1n tast allen Can tünfziıg Jahren den Zustand un das Bewulßetseıin der Ge-
dern Luropas grundlegende Bildungsreformen durchge- sellschaft un! des Staates verändert haben“, un „dıe
tührt In der Bundesrepublik Deutschland dagegen stand Prägungen weıthin festgehalten At die Aaus-
zunächst der Wiederaufbau des Schulsystems 1M Vorder- Ne  3 gyelst1gen, wirtschaftlichen un: polıtischen Verfassun-
grund. Dabeji Orıentierte iINnan sıch ın Fragen der Schul- SCIL stammen“ (Gesamtausgabe 58)
Organısatıon, der Lehrplangestaltung un der didaktisch- In dem bereits erwähnten „Rahmenplan Z Umgestal-
methodischen Konzeption Schulsystem der Weımarer Lung un Vereinheitlichung des allgemeinbildenden öftent-
eit YSTt se1it Ende der fünfziıger Jahre zeichnen sıch lichen Schulwesens“ des Deutschen Ausschusses für das
NECUE Entwicklungen Ab, die jedoch abgesehen VO  a} der Erziehungs- un:! Bıldungswesen VO Februar 1959
ausschlief{fslich auf die Schulorganisation bezogenen Ge- wiıird ıne ınternatıonalen Entwicklungen Orlentierte
samtkonzeption des Deutschen Auss:  uUusSsses tfür das Er- Neuorganısatıon des deutschen Schulwesens
zıehungs- un Bildungswesen 1m „Rahmenplan ZuUur Um- vorgeschlagen. Dieser „Rahmenplan“ löste ine Diskus-
gestaltung un Vereinheitlichung des allgemeinbildenden S10N über Bıldungs- un Schulretorm 1n bisher nıcht -
öftentlichen Schulwesens“ VO Februar 1959 (in kanntem Ma{iß AaUS, die sıch jedoch A Hauptsache iın
Empfehlungen un Gutachten des Deutschen Auss:  usses Fachkreisen abspielte (vgl hiıerzu D die usammen-
für das Erziehungs- un! Bildungswesen fassung der Diskussionen ZAuh „Rahmenplan“ sSOW1e die
Gesamtausgabe, Stuttgart, Klett 1966, 59—119) Ur Stellungnahme un AÄAntwort des Deutschen Auss  USSes
Reformen UVO:  S Teilgebieten betreften. SO wurde 1n VO 60; Gesamtausgabe 117—220). Die breite
der Saarbrücker Rahmenvereinbarung, einem Abkommen Ofentlichkeit wurde YST 1964 durch ıne Artikelserie 1in
der Kultusminister-Konferenz VO September 1960, „Christ un: Welt“ dem Titel „  1€ deutsche Bıl-
die Neuordnung der zymnasıalen Oberstufe beschlossen; dungskatastrophe“ arlarmiert, 1n der Picht die „BC'

rolgten 1ne Reihe anderer Reformen: A die Zusam- darfsteststellung OO der Kultusminister un
menfassung leiner un wen1g gegliederter Schulen verschiedene Schulstatistiken analysıerte un: auf die ta-
Mittelpunktschulen, wodurch eın Rückgang der einklassı- talen Konsequenzen, nämlich den totalen Zusammen-
SCmHn Volksschulen ewirkt wurde; 1n allen Ländern der bruch des Bildungswesens 1n nächster Zukunft, hinwies.
Bundesrepublik die Umgestaltung der Volksschuloberstufe (Dıie Artikelserie erschien auch 1mM Oktober 1965 als dtv-
Z Hauptschule; ebentalls 1n allen Ländern Einführung Taschenbuch Nr 349 dem Titel „Die eutsche Biıl-
eines neuntfen Schuljahres; Neuregelung des Übertritts ın dungskatastrophe“.) Das Fazıt VO Pichts Untersuchun-
dıe höhere Schule durch Einführung Übergangs- sCcn lautete, „dafß das Erziehungs- un Bildungswesen der
verfahren (Probeunterricht, Förderstuten Hauptschu- Bundesrepublık be] weıtem nıcht mehr 1n der Lage 1St;
len, Eıngangs- un! Beobachtungsstufen Realschulen un: den Bedartf uUuNseTfTer Gesellschaft qualifizierten Nach-
Gymnasıen, Stütz- un Förderkurse für Kinder MmMi1t An- wuchskräften decken un! den durchschnittlichen Bil-
passungsschwierigkeiten). Fragen der grundlegenden Neu- dungsstand uUNsSeCICS5 Volkes autf einem Nıveau halten,
gestaltung des mM Schulwesens wurden jedoch das dem Standard des zwanzıgsten JTahrhunderts ent-
mıiıt Ausnahme der bereits erwähnten schulorganısatorI1- spricht“ S 17
schen Fragen außer acht gelassen. Dıie Anerkennung Das Schulwesen der Bundesrepublik 1m Vergleich den
einıger Teilretormen un: ihrer posıtıven Auswırkungen europäischen Nachbarstaaten WTr auch Thema der 100
konnte nıcht darüber hinwegtäuschen, daß das eutsche Plenarsıtzung der Kultusminister-Konterenz 1m März
Bildungswesen den Anforderungen der tortschreitenden 1964 Es wurde gefordert, das deutsche Schulwesen die
wiırtschaftliıchen un: gesellschaftlıchen Entwicklung nıcht technische un! gesellschaftliche Entwicklung ANZUPASSCHHI,
gewachsen War und auch nıcht durch die Beseitigung 1N1- VOILI allem 1mM Interesse einer IN  11 Verflechtung MITt den
SCr oftensichtlicher MiıfSstände adäquat die Bedürfnisse Nachbarstaaten 1in der EW un! 1m Kuroparat. An-
un: Ertordernisse eines hochentwickelten Industriestaates für einen solchen Anschlufß des westdeutschen
angepalst werden konnte. das internationale Schulwesen vıngen un!: gehen auch

heute noch esonders C}  ; der ECD un der UNESCO
Die ersien Reformbestrebungen Aaus (vor allem 1mM Hınblick auf die Bildungsplanung und

-finanzierung)
Darauft wı1es der Deutsche Ausschufß für das Erziehungs- Dıie politischen Parteıen un die Regierung der BRD
un Bıldungswesen bereits 1n selner Empfehlung VO verhielten sıch Jange eıt S! als ob den oft zıtlierten und

Juni 1954 hın C2Zu der Entschließung der Mınıster- vieltach dargestellten „Bildungsnotstand“ Deutschlands
präsıdenten VO un: Februar 1954° Gesamtausgabe nıcht gäbe. TSt 1mM März 1964 befaßten sıch die polıiti-

un wiederholt in seiner „Stellungnahme ZU schen remıen 1n einer Bundestagsdebatte offiziell mit
Abkommen zwischen den Ländern der Bundesrepublık der Miısere des deutschen Bildungswesens. Endlich wurde
ZUur Vereinheitlichung auf dem Gebiete des Schulwesens der Bildungsnotstand VO höchster politischer Ebene WC-
VO: 55 da{ß das eutsche Schulwesen „den Um- nıgstens eingestanden. ber selbst ıne mıiıt der biıldungs-
wälzungen nıcht nachgekommen (1St), die 1n den etzten politischen Tradıition Deutschlands CNS verbundene
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